
DURCHFÜHRUNGSBESCHLUSS (EU) 2024/2901 DER KOMMISSION 

vom 14. November 2024

zur Änderung des Durchführungsbeschlusses (EU) 2023/1602 über das Primärhändlernetz und die 
Festlegung von Zulassungskriterien für die Mandatierung von Syndikatsführern und Mitgliedern der 
Führungsgruppe für syndizierte Transaktionen für die Zwecke der Mittelaufnahmetätigkeiten der 

Kommission im Namen der Union und der Europäischen Atomgemeinschaft 

DIE EUROPÄISCHE KOMMISSION —

gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union,

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Atomgemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EU, Euratom) 2024/2509 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. September 
2024 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union (1), insbesondere auf Artikel 224 Absatz 2,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EU, Euratom) 2024/2509 werden in Artikel 163 Absatz 5 Buchstabe b die Vorschriften der 
genannten Verordnung für Finanzdienstleistungen im Zusammenhang mit der Ausgabe, dem Verkauf, dem Ankauf 
oder der Übertragung von Wertpapieren oder anderen Finanzierungsinstrumenten im Sinne der 
Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (2), die von der Kommission im Rahmen ihrer 
Anleihe- und Darlehenstätigkeiten in Anspruch genommen werden, an die für solche Dienstleistungen geltenden 
Vorschriften der Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates (3) angeglichen. Mit dieser 
Verordnung wird also die Praxis der Kommission beim Erwerb von Dienstleistungen, die für die Erbringung der für 
die eigenständige und wirksame Ausführung des Haushaltsplans der Union unerlässlichen Dienstleistungen 
erforderlich sind, an die Praxis der Mitgliedstaaten und anderen Organe bei derartigen Tätigkeiten angeglichen. 
Folglich finden die Vergabevorschriften der Union — mit Ausnahme der Grundsätze der Transparenz und der 
Gleichbehandlung — keine Anwendung auf Finanzdienstleistungen, die die Kommission zur Durchführung ihrer 
Anleihe- und Darlehenstätigkeiten erwirbt.

(2) Eine Mandatierung als Syndikatsführer oder Mitglied der Führungsgruppe für syndizierte Transaktionen fällt in den 
Anwendungsbereich von Finanzdienstleistungen gemäß Artikel 163 Absatz 5 Buchstabe b der Verordnung (EU, 
Euratom) 2024/2509 und steht in unmittelbarem Zusammenhang mit der Ausgabe von Schuldverschreibungen der 
Union. In Artikel 13 des Durchführungsbeschlusses (EU) 2023/1602 der Kommission (4) ist das Verfahren für die 
Auswahl von Primärhändlern für die Mandatierung als Syndikatsführer oder Mitglied der Führungsgruppe für 
syndizierte Transaktionen festgelegt. Gemäß Artikel 13 Absatz 1 des Durchführungsbeschlusses (EU) 2023/1602 
erfolgt diese Auswahl auf der Grundlage eines besonderen Verhandlungsverfahrens im Einklang mit den Vergabevor
schriften der Union. Artikel 13 Absatz 1 sollte aufgehoben werden, um der Ausnahme von den Vorschriften für die 
Vergabe öffentlicher Aufträge für Finanzdienstleistungen, die die Kommission für die Durchführung ihrer Anleihe- 
und Darlehenstätigkeiten erwirbt, Rechnung zu tragen.

(3) Auf der Grundlage von Artikel 13 Absätze 2 bis 5 des Durchführungsbeschlusses (EU) 2023/1602 und der auf der 
Website der Kommission veröffentlichten und von jedem Primärhändler akzeptierten Allgemeinen Bedingungen 
wird die Kommission weiterhin transparente und objektive Verfahren für die Auswahl der Syndikate anwenden. 
Diese Verfahren werden auf der Grundlage von Verfahrenshandbüchern durchgeführt, in denen im Einzelnen 
festgelegt ist, wie die für die Auswahl eines Syndikats zuständigen Kommissionsdienststellen diese Verfahren 
durchzuführen haben. Daher wird das derzeitige stark strukturierte Verfahren für die Auswahl des Syndikats (und 
der Mitglieder der Führungsgruppe), wie es in diesem Beschluss und im internen Handbuch über syndizierte 
Transaktionen festgelegt ist, weiterhin angewandt, um bei den Verfahren für die Auswahl des Syndikats Transparenz 
und Gleichbehandlung sicherzustellen. Diese Auswahl wird nun außerhalb des Rechtsrahmens für die Vergabe 
öffentlicher Aufträge erfolgen, sodass Entscheidungen nicht durch strikte Bezugnahme auf die Vergabevorschriften 
begründet werden müssen.
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(1) ABl. L, 2024/2509, 26.9.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/2509/oj.
(2) Richtlinie 2014/65/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 über Märkte für Finanzinstrumente sowie zur 

Änderung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (ABl. L 173 vom 12.6.2014, S. 349, ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2014/ 
65/oj).

(3) Richtlinie 2014/24/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 über die öffentliche Auftragsvergabe und 
zur Aufhebung der Richtlinie 2004/18/EG (ABl. L 94 vom 28.3.2014, S. 65, ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2014/24/oj).

(4) Durchführungsbeschluss (EU) 2023/1602 der Kommission vom 31. Juli 2023 über das Primärhändlernetz und die Festlegung von 
Zulassungskriterien für die Mandatierung von Syndikatsführern und Mitgliedern der Führungsgruppe für syndizierte Transaktionen 
für die Zwecke der Mittelaufnahmetätigkeiten der Kommission im Namen der Union und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(ABl. L 196 vom 4.8.2023, S. 44, ELI: http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2023/1602/oj).
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(4) Gemäß Artikel 163 Absatz 5 der Verordnung (EU, Euratom) 2024/2509 sind die in der genannten Verordnung 
festgelegten Vorschriften zur Auftragsvergabe mit Ausnahme der Grundsätze der Transparenz und der 
Gleichbehandlung nicht auf Finanzdienstleistungen anwendbar. Dementsprechend würde das Verhandlungs
verfahren ohne vorherige Veröffentlichung einer Vertragsbekanntmachung bei der Auswahl von Syndikatsführern 
und Mitgliedern der Führungsgruppe für eine syndizierte Transaktion nicht angewandt. Da die Primärhändler bei 
syndizierten Transaktionen aus Unionsmitteln vergütet werden, gelten die gemeinsamen Vorschriften, einschließlich 
der Bestimmungen über das Früherkennungs- und Ausschlusssystem, für die Mitglieder des Primärhändlernetzes 
weiterhin.

(5) Die Mitgliedschaft im Primärhändlernetz begründet eine beständige, vertrauensvolle und dauerhafte Beziehung 
zwischen der EU und den Mitgliedern des Primärhändlernetzes. Eine derartige Beziehung setzt voraus, dass die 
Zulassungskriterien für die Mandatierung von Syndikatsführern oder Mitgliedern der Führungsgruppe für 
syndizierte Transaktionen durch die Erfüllung der von den Mitgliedern eingegangenen Verpflichtungen und 
zusätzlichen Zusagen fortlaufend eingehalten werden. Gleichzeitig sind die Mitglieder des Primärhändlernetzes 
beaufsichtigte und zugelassene Rechtsträger, die nach dem Unionsrecht und dem nationalen Recht einer sorgfältigen 
Prüfung durch die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten und der Union unterliegen.

(6) Die Primärhändler sollten die Kommission unverzüglich über jede wesentliche Änderung des Status hinsichtlich 
ihrer Zulassung oder einer der Unterlagen, die sie im Rahmen des Antragsverfahrens zur Aufnahme in das 
Primärhändlernetz vorgelegt haben, bzw. über jede spätere Aktualisierung dieser Unterlagen unterrichten. 
Außerdem sollten die Primärhändler verpflichtet werden, der Kommission Fälle zu melden, die zu einer Ausschluss
situation führen könnten. Zusätzlich zu diesen Anforderungen einer unverzüglichen Mitteilung mussten die 
Primärhändler nach dem bisherigen System, das auf dem Verhandlungsverfahren ohne vorherige Veröffentlichung 
einer Vertragsbekanntmachung beruhte, jedes Jahr einen Teil ihrer Antragsunterlagen erneut einreichen. Die 
Beibehaltung dieser Praxis hätte neben der unverzüglichen Informationspflicht nur begrenzte Vorteile und wäre 
gleichzeitig mit einem hohen Dokumentationsaufwand verbunden. Um die Solidität und Zuverlässigkeit des 
Primärhändlernetzes sicherzustellen, sollten die Primärhändler aufgefordert werden, mindestens einmal jährlich zu 
bestätigen, dass die bei der Beantragung der Mitgliedschaft oder bei späteren Aktualisierungen vorgelegten 
Unterlagen weiterhin zutreffend sind, und die eingereichten Unterlagen mindestens alle drei Jahre zu erneuern, auch 
wenn keine wesentlichen Änderungen eingetreten sind.

(7) Das Eintreten einer Ausschlusssituation gemäß Artikel 138 der Verordnung (EU, Euratom) 2024/2509 in Bezug auf 
einen Primärhändler sollte entsprechend den darin festgelegten Vorschriften bewertet werden. Gleichzeitig sollte für 
die Zwecke der Bewertung einer tatsächlichen oder potenziellen Ausschlusssituation berücksichtigt werden, dass die 
fortdauernde Beziehung und das Gleichgewicht von Rechten und Pflichten des Primärhändlers sowie die enge 
Verbindung zwischen Primärhändlern und der Fähigkeit der Union zur Ausgabe von Schuldverschreibungen eine 
Situation darstellen, die mit einer fortdauernden rechtlichen Verpflichtung zwischen der Union und einem 
Begünstigten vergleichbar ist. In dieser Situation bleibt die rechtliche Verpflichtung bis zu ihrer Beendigung 
bestehen. In diesem Sinne ist es angemessen, die Zulassung eines Primärhändlers als Syndikatsführer oder Mitglied 
der Führungsgruppe weiterhin zu gestatten, wenn eine tatsächliche oder potenzielle Ausschlusssituation eintritt.

(8) Da sich das derzeitige System der Aussetzung der Mitgliedschaft von Primärhändlern gemäß dem Durchführungs
beschluss (EU) 2023/1602 in der Praxis nicht bewährt hat, sollte es geändert und zweckmäßig gestaltet werden. Da 
die Primärhändler ihren Pflichten als Mitglieder des Primärhändlernetzes kontinuierlich nachkommen müssen, um 
weiterhin als Syndikatsführer und Mitglieder der Führungsgruppe für syndizierte Transaktionen zugelassen zu sein, 
hätte die Aussetzung der Mitgliedschaft eines Primärhändlers im Primärhändlernetz dieselbe Wirkung wie die 
Beendigung der Mitgliedschaft. Aus diesem Grund sollte das Verfahren der Aussetzung gesondert geregelt und auf 
Fälle ausgerichtet werden, in denen eine zeitkritische und ernsthafte Bedrohung für die finanziellen Interessen der 
Union vorliegen könnte, die nicht durch eine Bewertung und den Ausschluss eines Primärhändlers behoben werden 
kann. Den betreffenden Primärhändlern sollte Gelegenheit zur Stellungnahme und zur Erhebung von Einwänden 
gegeben werden. In Ausnahmefällen kann dies nach der Aussetzung erfolgen, die dann auf der Grundlage der von 
ihnen vorgelegten Informationen aufgehoben werden kann.

(9) Im Falle einer Aussetzung oder eines Beschlusses zur Beendigung der Mitgliedschaft eines als Primärhändler 
zugelassenen Rechtsträgers, müsste die Kommission die Auswirkungen einer solchen Aussetzung oder Beendigung 
auf die Kontinuität der Geschäftstätigkeit des Primärhändlernetzes sowie die Verhältnismäßigkeit einer solchen 
Aussetzung oder Beendigung prüfen.
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(10) Der Durchführungsbeschluss (EU) 2023/1602 sollte daher geändert werden —

HAT FOLGENDEN BESCHLUSS ERLASSEN:

Artikel 1

Der Durchführungsbeschluss (EU) 2023/1602 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe e Ziffer iii erhält folgende Fassung:

„iii) unterrichtet jeder Primärhändler die Kommission unverzüglich über alle gemäß den Artikeln 137 bis 148 der 
Verordnung (EU, Euratom) 2024/2509 des Europäischen Parlaments und des Rates (*) relevanten Urteile 
oder Verwaltungsentscheidungen, die eine zuständige Behörde eines Mitgliedstaats im Zusammenhang mit 
seiner Tätigkeit als Kreditinstitut oder Wertpapierfirma gegen ihn erlassen hat, selbst wenn sie noch nicht 
rechtskräftig sind, sowie über die Einleitung von Ermittlungen oder Verfahren im Zusammenhang mit einer 
der in Artikel 138 Absatz 1 Buchstabe d der Verordnung (EU, Euratom) 2024/2509 aufgeführten Straftaten;

_____________
(*) Verordnung (EU, Euratom) 2024/2509 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. September 

2024 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Union (ABl. L, 2024/2509, 
26.9.2024, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2024/2509/oj).“

2. Artikel 7 Buchstabe d Ziffer ii erhält folgende Fassung:

„ii) Pensionsgeschäfte im Sinne des Artikels 3 Absatz 9 der Verordnung (EU) 2015/2365 des Europäischen 
Parlaments und des Rates (11), sofern diese Transaktionen zur Stützung der Liquidität am Sekundärmarkt 
durchgeführt werden;“

3. Artikel 13 wird wie folgt geändert:

i) Absatz 1 erhält folgende Fassung:

„(1) Bei der Auswahl der Syndikate sind die Grundsätze der Transparenz und der Gleichbehandlung gemäß 
Artikel 163 Absatz 5 Buchstabe b der Verordnung (EU, Euratom) 2024/2509 zu beachten.“

ii) Absatz 6 erhält folgende Fassung:

„(6) Die Kommission kann Primärhändler aufgrund der Marktgegebenheiten und im Hinblick auf die 
Gewährleistung der optimalen Durchführung einer bestimmten Transaktion auffordern, neben ihrem 
Mandat als Syndikatsführer oder -mitführer auch ihr Interesse an einer Mandatierung als Mitglied der 
Führungsgruppe einer syndizierten Transaktion zu bekunden. Die Kommission kann entweder alle 
Primärhändler, die gemäß Artikel 9 dieses Beschlusses infrage kommen, oder eine Untergruppe von ihnen in 
alphabetischer Reihenfolge unter Anwendung eines Rotationsverfahrens auffordern. Eine solche 
Aufforderung wird für mindestens eine syndizierte Transaktion innerhalb des Zeitraums in Betracht 
gezogen, der von einem gemäß Artikel 4 des Durchführungsbeschlusses (EU, Euratom) 2023/2825 (*) der 
Kommission aufgestellten Finanzierungsplan abgedeckt wird.

_____________
(*) Durchführungsbeschluss (EU, Euratom) 2023/2825 der Kommission vom 12. Dezember 2023 zur 

Festlegung der Modalitäten für die Verwaltung und Durchführung der Mittelaufnahme- und 
Schuldenmanagementtransaktionen der Union im Rahmen der diversifizierten Finanzierungsstrategie 
und damit verbundener Darlehenstransaktionen (ABl. L, 2023/2825, 18.12.2023, ELI: http://data. 
europa.eu/eli/dec_impl/2023/2825/oj).“

4. Artikel 15 Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„(4) Zur Durchführung der jährlichen Überprüfung werden die Primärhändler aufgefordert, gegenüber der 
Kommission in eigener Verantwortung zu erklären, dass sie nach wie vor alle in Artikel 4 festgelegten Zulassungs
kriterien für die Mitgliedschaft erfüllen und dass alle von den Primärhändlern im Rahmen des Antragsverfahrens 
zur Mitgliedschaft oder bei einer späteren Aktualisierung vorgelegten Unterlagen nach wie vor zutreffend sind.“
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5. Folgender Artikel 16a wird eingefügt:

„Artikel 16a

Überwachung und Aussetzung

(1) Die Primärhändler erneuern die der Kommission im Rahmen ihres Antragsverfahrens vorgelegten 
Informationen regelmäßig, mindestens jedoch alle drei Jahre.

(2) Ein Primärhändler, der sich in einer Ausschlusssituation befindet, bleibt während der Bewertung durch den 
bevollmächtigten Anweisungsbefugten, ob der Primärhändler gemäß Artikel 138 der Verordnung (EU, 
Euratom) 2024/2509 auszuschließen ist, weiterhin als Syndikatsführer oder Mitglied der Führungsgruppe für 
syndizierte Transaktionen zugelassen.

(3) Die Kommission kann die Mandatierung von Primärhändlern als Syndikatsführer oder Mitglied der 
Führungsgruppe für syndizierte Transaktionen aussetzen, wenn ihre Auswahl für die Ausführung von 
Unionsmitteln eine ernsthafte und unmittelbare Gefahr für die finanziellen Interessen der Union darstellen würde. 
Die Kommission unterrichtet den betreffenden Primärhändler so bald wie möglich über die Gründe für ihre 
Aussetzungsentscheidung und räumt ihm vor Erlass der endgültigen Aussetzungsentscheidung eine Frist von 
mindestens drei Tagen zur Stellungnahme ein. In Ausnahmefällen kann die Kommission eine Aussetzungsent
scheidung erlassen und dem betreffenden Primärhändler die Möglichkeit einräumen, anschließend Stellung zu 
nehmen und Einwände zu erheben.“

6. Artikel 17 erhält folgende Fassung:

„Artikel 17

Beendigung der Mitgliedschaft im Primärhändlernetz

(1) Die Kommission beendet die Mitgliedschaft eines Primärhändlers im Primärhändlernetz, wenn einer der 
folgenden Fälle eintritt:

a) der Primärhändler erfüllt nicht mehr die in Artikel 4 genannten Bedingungen;

b) Nichterfüllung der Pflichten gemäß Artikel 5 Buchstabe c.

(2) Für die Beendigung nach Absatz 1 gilt folgendes Verfahren:

a) Der Primärhändler wird durch eine Mitteilung aufgefordert, innerhalb einer Frist von mindestens 7 Tagen ab 
Eingang der Mitteilung Stellung zu nehmen.

b) Die Entscheidung über die Beendigung ist dem Primärhändler mitzuteilen und wird am ersten Arbeitstag nach 
dem Datum der Mitteilung wirksam.

(3) Die Kommission kann die Mitgliedschaft eines Primärhändlers im Primärhändlernetz in folgenden Fällen 
beenden:

a) Nichterfüllung der Pflichten gemäß Artikel 5 Buchstaben a, b, d, e und f;

b) der Primärhändler ist von einem Ausschluss gemäß den Artikeln 137 bis 148 der Verordnung (EU, 
Euratom) 2024/2509 betroffen.

(4) Für die in Absatz 3 genannten Fälle gilt folgendes Verfahren:

a) Der betreffende Primärhändler erhält eine Mitteilung, in der die Gründe für die Feststellung der Nichteinhaltung 
dargelegt werden, in der er zur Abgabe einer Stellungnahme und zur Erläuterung der von ihm erwogenen 
Maßnahmen zur Wiederherstellung und/oder Sicherstellung der Einhaltung der einschlägigen Kriterien und/ 
oder Pflichten aufgefordert wird und in der ihm eine Frist zur Abgabe einer Stellungnahme gesetzt wird, die 
mindestens sieben Tage ab dem Eingang der Mitteilung beim Primärhändler betragen muss.

b) Unter Berücksichtigung etwaiger übermittelter Stellungnahmen und der gegebenenfalls mitgeteilten 
Abhilfemaßnahmen kann die Entscheidung getroffen werden, die Mitgliedschaft des nicht konformen 
Primärhändlers im Primärhändlernetz zu beenden.

c) In der Entscheidung über die Beendigung sind die Gründe anzugeben, auf denen die Beendigung beruht.

d) Die Entscheidung über die Beendigung wird am ersten Arbeitstag nach dem Datum der Mitteilung an den 
auszuschließenden Primärhändler wirksam.
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(5) Die Beendigung der Mitgliedschaft im Primärhändlernetz gemäß den Absätzen 1 bis 4 dieses Artikels oder die 
Kündigung der Mitgliedschaft im Primärhändlernetz gemäß Artikel 7 Buchstabe e haben keine Auswirkungen auf die 
Rechte und Pflichten des betreffenden Primärhändlers in Bezug auf Verträge, die vor dem Datum geschlossen 
wurden, an dem der Ausschluss, die Aussetzung oder die Kündigung wirksam wurden.

(6) Die Beendigung der Mitgliedschaft des Primärhändlers im Primärhändlernetz hindert diesen nicht daran, 
erneut einen Antrag auf Mitgliedschaft im Primärhändlernetz zu stellen und als Mitglied des Primärhändlernetzes 
erneut zugelassen zu werden, wenn die Gründe für die Beendigung nicht mehr vorliegen und vollständig behoben 
sind. Wird die Mitgliedschaft im Primärhändlernetz aufgrund eines Ausschlusses gemäß den Artikeln 137 bis 148 
der Verordnung (EU, Euratom) 2024/2509 beendet, ist während der Dauer des Ausschlusses keine erneute 
Antragstellung möglich. Artikel 14 findet auf jede erneute Antragstellung Anwendung.“

Artikel 2

Dieser Beschluss tritt am Tag seiner Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Brüssel, den 14. November 2024

Für die Kommission
Die Präsidentin

Ursula VON DER LEYEN
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